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V

Vorwort

Das Buch „Steuerfallen im Erbrecht“ ist der Nachfrage nach einer ganzheitlichen
Beratung im lukrativen wie umkämpften Tätigkeitsmarkt des Erbrechts geschul-
det. Regelmäßig wünscht die Mandantschaft – wohl zu Recht – neben der rechtli-
chen Dienstleistung mindestens auch Hinweise auf entsprechende steuerliche
Berührungspunkte.

Die Ausführungen im Buch richten sich an Rechtsanwälte/-innen, Notare/-innen
und Steuerberater/-innen und beschränken sich auf das Privatvermögen. Dabei
sollen durch einen Rundumschlag ein Einstieg in die Schnittstelle Erb- und
Steuerrecht ermöglicht, vorhandene Kenntnisse erweitert und vertieft und regel-
mäßig übersehene steuerliche Folgen erbrechtlicher Überlegungen identifizierbar
gemacht werden. Die jeweiligen bewusst prägnant gehaltenen Abhandlungen
haben nicht den Anspruch, die einzelnen Konstellationen erschöpfend darzustel-
len. Das Buch bietet vielmehr an den neuralgischen Punkten – soweit im Rahmen
abstrakter Abhandlungen möglich – belastbare Informationen zu typischen Fall-
konstellationen. Die Ausführungen berücksichtigen daher vor allem die für das
Handeln und Ermessen der Finanzverwaltung auschlaggebenden Richtlinien
(ErbStR), im 2. Teil des Bundesteuerblatts (BStBl II) veröffentlichten Entschei-
dungen des Bundesfinanzhofs (BFH) und Erlasse des Bundesministeriums der
Finanzen (BMF-Schreiben). Die Abhandlungen aus der zweiten Auflage wurden
umfangreich ergänzt und erweitert, die Gesetzgebung, Rechtsprechung und Lite-
ratur auf den Stand Januar 2025 gebracht.

Die nicht abschließende Auswahl der „Steuerfallen“ basiert auf meinen Erfahrun-
gen aus der täglichen Beratungspraxis sowie den seitens der Kollegenschaft an
mich herangetragenen konkreten Fragestellungen und „Störgefühlen“. In der
Vielzahl der Sachverhalte finden sich häufig auftretende Fehlerquellen, deren
kompakte Darstellung im Rahmen eines solchen Werks lohnt. Diese betreffen
insbesondere das ErbStG, EStG, BewG und GrEStG.

Mein besonderer Dank gilt dem zerb verlag bzw. seinem Team, insbesondere
Frau Rechtsanwältin Andrea Albers und Frau Marita Blaschko, M.A., sowie
meinem Vater.

Für Kritik und Anregungen direkt oder unter kontakt@bss-muc.de bin ich stets
dankbar.

München, im März 2025

Rechtsanwalt & Steuerberater Bernhard Schmid
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A. Motive der vorweggenommenen Erbfolge

Im Jahr 2023 wurden in Deutschland Vermögenserwerbe (Erbschaften und
Schenkungen) in Höhe von insgesamt 121,5 Milliarden EUR veranlagt (nicht
enthalten sind Erwerbe, die innerhalb der Freibeträge (siehe dazu § 5 Rdn 1 ff.)
lagen, mithin nicht oder steuerfrei veranlagt wurden). Das geerbte und ver-
schenkte Vermögen stieg damit 2023 auf einen Höchstwert, Die festgesetzte
Erbschaft- und Schenkungsteuer betrug 11,8 Milliarden EUR, wobei 7,7 Milliar-
den EUR auf die Erbschaftsteuer und 4,1 Milliarden EUR – mithin ca. 35 % –
auf die Schenkungsteuer entfielen. Berücksichtigt man dabei, dass von dem 2023
veranlagten Gesamtvolumen i.H.v. 121,5 Milliarden EUR 60,3 Milliarden EUR
durch Schenkungen veranlagt wurden – mithin fast 50 % –, lässt sich die Bedeu-
tung der Steuerreduzierung durch die vorweggenommene Erbfolge erkennen. In
Folge der gesetzlichen Novellierungen, in erster Linie zur steuerlichen Bewer-
tung von Immobilienvermögen mit dem Verkehrswert seit 1.1.2009 und zu-
letzt den Änderungen des BewG im JStG 2022 (siehe dazu § 8 Rdn 18),1 spielen
in der Praxis lebzeitige Immobilienübertragungen (insbesondere in Ballungsräu-
men mit den dortigen Preisentwicklungen) im Rahmen der Vermögennachfolge
inzwischen sicherlich die dominierende Rolle.

Erbschaft- bzw. schenkungsteuerlich lassen sich durch die lebzeitige Übertragung
von Immobilienvermögen vier Effekte erzielen:
1. Die Freibeträge können alle zehn Jahre – zuletzt im Erbfall – genutzt werden,

§ 14 ErbStG (siehe § 7 Rdn 1 ff.).
2. Gegenleistungen des Beschenkten und vorbehaltenen Leistungs-, Nutzungs-

und Duldungsauflagen (insbesondere ein Vorbehaltsnießbrauch) sind im Rah-
men der Schenkungsbesteuerung erwerbsmindernd zu berücksichtigen (siehe
Rdn 3 ff.).

3. Künftige Wertzuwächse finden ab dem Zeitpunkt der Übertragung (auch bei
Vorbehalt eines Nutzungsrechts) bei der nächsten Generation statt und fallen
so nicht in den später erbschaftsteuerpflichtigen Nachlass.

1 JStG 2022 v. 16.12.2022, BGBl 2022 I, 2294, in Kraft getreten am 21.12.2022.
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§ 1 Vorweggenommene Erbfolge4

4. Aktuelle gesetzliche Privilegien können genutzt werden, wie etwa die Steuer-
befreiung für zu Wohnzwecken vermietete Grundstücke i.S.d. § 13d ErbStG
(siehe § 6 Rdn 61 ff.).

B. Gemischte Schenkung, Schenkung unter Auflage

I. Allgemeines

Bei einer gemischten Schenkung oder Schenkung unter einer Auflage gilt entspre-
chend § 10 Abs. 1 S. 1 und 2 ErbStG als steuerpflichtiger Erwerb die Bereiche-
rung des Beschenkten, soweit keine Steuerbefreiung greift (siehe § 6 Rdn 1 ff.).
Die Bereicherung wird ermittelt, indem von dem nach § 12 ErbStG zu ermitteln-
den Steuerwert (siehe § 8 Rdn 11 ff.) der Leistung des Schenkers die Gegenleis-
tungen des Beschenkten und die von ihm übernommenen Leistungs-, Nutzungs-
und Duldungsauflagen mit ihrem nach § 12 ErbStG ermittelten Wert abgezogen
werden.

II. Gegenleistungen und Auflagen

Als erwerbsmindernde Gegenleistungen und Auflagen bei einer lebzeitigen Über-
tragung von Immobilienvermögen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge
kommen in Betracht:
– Nutzungsauflagen (z.B. Nießbrauch), Duldungsauflagen (z.B. Wohnungs-

recht) und Leistungsauflagen (z.B. Renten) (siehe Rdn 6 ff.),
– Wart- und Pflegeverpflichtungen (siehe Rdn 48 ff.),
– Kaufpreis- bzw. Abstandszahlungen,
– Gleichstellungsgelder an Geschwister,
– Übernahme von Verbindlichkeiten.

Durch das Erbschaftsteuerreformgesetz2 ist die Regelung des § 25 ErbStG, wo-
nach der Vorbehalt des Nießbrauchs (nur) zu einer Steuerstundung führte, mit
Wirkung zum 1.1.2009 entfallen. Seither kann ein vorbehaltener Nießbrauch
zu einer erheblichen Minderung der Bemessungsgrundlage bei der lebzeitigen
Übertragung von Immobilienvermögen führen und die Schenkungs- und lang-
fristig die Erbschaftsbesteuerung erheblich reduzieren.

2 Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts (Erbschaftsteuerreformge-
setz – ErbStRG) v. 24.12.2008, BGBl I, 3018.
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C. Nutzungs-, Duldungs- und Leistungsauflagen bei
Grundstücksübertragungen im Schenkungsteuerrecht

I. Allgemeines

Bei Grundstücksübertragungen unter einer Auflage sind von dem steuerlichen
Wert des Grundvermögens (siehe § 8 Rdn 18 ff.) die vom Erwerber übernomme-
nen Nutzungsauflagen (z.B. Nießbrauch), Duldungsauflagen (z.B. Wohnungs-
recht) sowie Leistungsauflagen (z.B. Renten) erwerbsmindernd abzuziehen. In
der Regel führen solche Auflagen zu einer erheblichen Reduzierung der Bemes-
sungsgrundlage für die Übertragung und damit der Erbschaft- bzw. Schen-
kungsbesteuerung der Vermögensnachfolge insgesamt. Praktischer Hauptan-
wendungsfall ist der dem Veräußerer vorbehaltene Nießbrauch.

Hinweis

Um den vorbehaltenen Nießbrauch in Abzug bringen zu können reicht es
aus, wenn dieser aufgrund des notariellen Übertragungsvertrages an gleichen
Tag begründet (Bewilligung und Beantragung) und zu einem späteren Zeit-
punkt im Grundbuch eingetragen wird. Der Erwerber erhält zwar (mangels
Eintragung) kein dinglich vorbelastetes Grundstück, allerdings den insoweit
wirtschaftlich bzw. bewertungsrechtlich belasteten Erwerbsgegenstand.3

Die in der Praxis geläufige Typisierung einer Gestaltung als Brutto- oder Netto-
nießbrauch beruht auf einer vertraglichen Abänderung der Regelungen der
§§ 1041–1047 BGB. Beim Nettonießbrauch trägt der Nießbraucher (weiterhin)
die Kosten für Erneuerungsarbeiten oder andere außerordentliche Lasten. Beim
Bruttonießbrauch (der in der Praxis übliche Fall) gelten die gesetzlichen Bestim-
mungen mit der Maßgabe, dass der Nießbraucher für die Dauer des Nießbrauchs
alle Lasten des Nießbrauchsgegenstandes zu tragen hat, also auch außerordentli-
che Lasten und solche, die als auf den Stammwert gelegt anzusehen sind, wie
insbesondere Erschließungskosten, ebenso bis zur Beendigung des Nießbrauches
die Tilgungsleistungen für Darlehen, die durch Grundpfandrechte am Vertrags-
objekt abgesichert sind. Ferner trägt der Nießbraucher für die Dauer des Nieß-
brauchs auch die Verkehrssicherungspflicht (Haftpflichtversicherung). Die ge-
samten Kosten und Lasten sowie die Verkehrssicherungspflicht verbleiben also
beim Nießbraucher.

Hinweis

Es bietet sich an, im Rahmen der Nießbrauchsgestaltung eine Regelung zu
einer eventuellen (künftigen) Vermögenssteuer bzw. -abgabe zu treffen, wobei
eine solche beim Bruttonießbrauch der Nießbraucher tragen würde.

3 Andere Ansicht wohl FG München v. 16.6.2021 – 4 K 347/19, EFG 2021, 1752; im Zweifel
könnte eventuell zunächst ein Eigentümer-Nießbrauch eingetragen werden.
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§ 1 Vorweggenommene Erbfolge6

Möglich ist im Rahmen einer sog. gleitenden Übergabe, dem Nießbraucher (be-
reits im Überlassungsvertrag) das Recht einzuräumen, den Nießbrauch später
nach eigenem Gutdünken in ein Wohnrecht kombiniert mit einer Versorgungslei-
tung umzuwandeln.

II. Steuerliche Bewertung

1. Allgemeines

Die steuerliche Bewertung von Nutzungs-, Duldungs- sowie Leistungsauflagen
ermittelt sich nach den Allgemeinen Vorschriften des Bewertungsgesetzes,
§§ 13 ff. BewG. Der Wert errechnet sich aus der Multiplikation von Vervielfältiger
und Jahreswert der Auflage.

2. Vervielfältiger

In der Regel werden Vorbehaltsnießbrauch bzw. -wohnrecht und Rentenzahlun-
gen auf Lebenszeit des Veräußerers vereinbart. Gemäß § 14 Abs. 1 S. 2 BewG
leiten sich dabei die Vervielfältiger aus der Sterbetafel des Statistischen Bundes-
amts ab und gelten für das ab dem 1.1. des auf die Veröffentlichung der Sterbetafel
folgenden Kalenderjahres. Das Bundesministerium für Finanzen veröffentlicht
die Vervielfältiger für den Kapitalwert zusammen mit dem Datum der Veröffent-
lichung der Sterbetafel im Bundessteuerblatt, § 14 Abs. 1 S. 4 BewG. In diesem
Zusammenhang hat das FG Köln die Verfassungsmäßigkeit der Verwendung
geschlechtsdifferenzierender Sterbetafeln überprüft und dabei eine Korrektur der
im Rahmen des § 14 BewG anzusetzenden geschlechtsbezogenen Vervielfältiger
nicht für geboten erachtet.4 Ist der gemeine Wert der gesamten Nutzungen oder
Leistungen nachweislich geringer oder höher als der sich aus dem vorbenannten
Vervielfältiger ergebende Wert, so ist der nachgewiesene gemeine Wert zugrunde
zu legen, wobei weder eine Berufung auf eine abweichende zu erwartende Le-
bensdauer noch auf einen von 5,5 % abweichenden Zinsfuß möglich ist, § 14
Abs. 4 BewG.

Bei Rechten, die auf bestimmte Dauer vorbehalten werden, ergibt sich der Ver-
vielfältiger gem. § 13 Abs. 1 S. 1 BewG aus Anlage 9a zum BewG. Bei der Verein-
barung von immerwährenden Rechten – also Rechten, deren Ende ungewiss ist
(was in der Praxis wohl nur eine untergeordnete Rolle spielt) –, beträgt der
Vervielfältiger gem. § 13 Abs. 2 Hs. 1 BewG 18,6. Bei Rechten von unbestimmter
Dauer – also Rechten, deren Ende in absehbarer Zeit sicher, bei denen der Zeit-
punkt aber noch ungewiss ist –, beträgt der Multiplikator gem. § 13 Abs. 2 Hs. 2
BewG stets 9,3.

4 FG Köln v. 18.8.2022 – 7 K 1800/21; DStRE 2023 S. 1444 Nr. 23, Revision zum BFH – II
R 38/22.
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3. Jahreswert

a) Ermittlung des Jahreswerts

Nutzungen oder Leistungen, die nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, Waren
und sonstige Sachbezüge), sind „mit den üblichen Mittelpreisen“ des Verbrauchs-
orts anzusetzen, § 15 Abs. 2 BewG. Bei der Ermittlung des Nießbrauchs am Haus
und Grundbesitz ist von dem nachhaltig in Zukunft im Durchschnitt der Jahre
voraussichtlich erzielbaren Reinertrag auszugehen, § 15 Abs. 3 BewG, also in
erster Linie vom Unterschiedsbetrag zwischen den nachhaltig erzielbaren Miet-
einnahmen und den nachhaltig zu erwartenden Bewirtschaftungskosten.5 Die
Ermittlung des zukünftigen Durchschnittsertrags auf der Grundlage des Durch-
schnittsertrags der dem Schenkungszeitpunkt vorangegangenen drei Jahre wird
von der höchstrichterlichen Rechtsprechung gebilligt.6

Welche Parameter beim Nießbrauch an Einnahmen und Ausgaben bei der Er-
mittlung des Jahreswerts zu berücksichtigen sind, bestimmt sich nach der im
Rahmen der Nießbrauchsbestellung getroffenen Vereinbarung (siehe Rdn 108).
Beim Regelfall, dem sog Nettonießbrauch, trägt der Nießbraucher die allgemei-
nen Kosten und Lasten, wie z.B. Grundsteuer oder Erschließungskosten, sowie
die Kosten für außergewöhnliche Ausbesserungen, Erneuerungen und Moderni-
sierungen sowie die Verkehrssicherungspflicht.

Den Einnahmen – bei vermieteten Objekten die Nettokaltmiete, bei selbstge-
nutzten Immobilien ist Ausgangspunkt der marktübliche Mietzins – sind die vom
Nießbraucher zu tragenden Ausgaben (insbesondere Grundsteuer, Versicherung,
Müllabfuhr und Allgemeinkosten) sowie Instandhaltungskosten) gegenüberzu-
stellen und der Ertrag der letzten drei Jahre zu mitteln. Die außerordentliche
Aufwendungen – sofern sie wie üblicherweise vereinbart auch vom Nießbrau-
cher zu tragen sind (sog. Nettonießbrauch, siehe dazu Rdn 7) – bleiben bei der
Ermittlung des Jahreswerts unberücksichtigt, da der Jahreswert gem. § 15 Abs. 3
BewG ein Durchschnittswert von schwankenden Nutzungen ist, bei dem außer-
gewöhnliche Vorkommnisse (z.B. Dachsanierung) keine Rolle spielen können.
Vergleichbar ist die Ermittlung mit der einkommensteuerlichen Behandlung von
wiederkehrenden Leistungen im Zusammenhang mit einer Vermögensüber-
tragung durch die Finanzverwaltung (sog. 4. Rentenerlass):7 Bei der Ertragser-
mittlung sind Absetzungen für Abnutzung, erhöhte Absetzungen und Sonderab-
schreibungen sowie außerordentliche Aufwendungen, z.B. größere Erhaltungs-
aufwendungen, die nicht jährlich üblicherweise anfallen, den Erträgen hinzuzu-
rechnen.

5 Ivens, ZEV 2012, 71, 73.
6 BFH v. 28.5.2019 – II R 4/16, BStBl II 2020, 326.
7 BMF-Schreiben v. 11.3.2010, BStBl I 2010, 227 Rn 32.
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Absetzungen für Abnutzungen (sog. Afa), die zwar als Werbungskosten im
Rahmen der Ertragsbesteuerung der Mieteinkünfte absetzbar sind, erhöhen den
Jahreswert, da diese (als Wertverlust des Objekts) nicht den Nießbraucher, son-
dern den Eigentümer betreffen (den Eigentümern entreichern).8

Nach dem BFH ist der Jahreswert des Nießbrauchrechts unter Abzug der
Schuldzinsen für die zum Zeitpunkt der Zuwendung bestehenden Darlehen (die
mangels sofortiger Übernahme durch den Erwerber nicht erwerbsmindernd zu
berücksichtigen sind) zu ermitteln, wenn die Schuldzinsen – wie üblich – vom
Schenker als Nießbraucher während des Bestehens des Nießbrauchsrechts auf-
grund einer gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtung getragen werden.9 In
dem entschiedenen Fall hat der Beschenkte die auf dem dortigen Grundstück
lastenden Verbindlichkeiten (unüblicherweise) auch persönlich übernommen, die
Schuldzinsen wurden vom Schenker als Nießbraucher während des Bestehens des
Nießbrauchrechts aufgrund einer gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtung
getragen. Übernimmt der Beschenkte die auf dem übertragenen Grundbesitz
lastenden Verbindlichkeiten hingegen ausschließlich mit dinglicher Wirkung und
ist der persönliche Schuldübergang auf den Beschenkten bis zum Erlöschen des
Nießbrauchrechts aufschiebend bedingt, mindern die Zinsleistungen den Jahres-
wert nicht.10 Vom Nießbraucher geleistete Tilgungsleistungen mindern den Jah-
reswert – jedenfalls beim Vorbehaltsnießbrauch – nicht. Stellt man auf die Berei-
cherung des Beschenkten ab, erhält dieser ein mit Nießbrauch belastetes Wirt-
schaftsgut.

Einkommensteuerlasten bleiben bei der Ermittlung des Jahreswerts stets unbe-
rücksichtigt.11

Hinweis

Da es sich bei der Ermittlung des Jahreswerts i.S.d. § 15 Abs. 2 u. 3 BewG um
eine Prognose für die Zukunft handelt, empfiehlt es sich beim vorbehaltenen
Nießbrauch oder Wohnrecht – schon aus Praktikabilitätsgründen – gegenüber
dem Finanzamt die volle Nettokaltmiete zu erklären, eine etwaige Reduzie-
rung auf den Reinertrag allerdings ebenfalls zu berechnen.

b) Deckelung des Jahreswerts

Bei der Ermittlung des Jahreswerts von Nutzungs- und Duldungsauflagen ist die
Höhe des ansetzbaren Jahreswerts, mithin der schenkungsteuerliche Abzugsbe-
trag, begrenzt. Nach § 16 BewG kann der Jahreswert der Nutzungen höchstens
den Wert betragen, der sich ergibt, wenn der für das genutzte Wirtschaftsgut

8 BFH v. 28.5.2019 – II R 4/16, BStBl II 2020, 326.
9 BFH v. 28.5.2019 – II R 4/16, BStBl II 2020, 326.

10 FG Münster v. 27.8.2020 – 3 K 722/16 Erb, EFG 2020, 1627.
11 BFH v. 15.12.1967 – III R 49/67, BStBl II 1968, 340.
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nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes anzusetzende Wert – ohne Abzug
von Schulden und Lasten und ohne Anwendung des § 13d ErbStG (siehe § 6
Rdn 61 ff.) – durch 18,6 geteilt wird. Nicht relevant i.R.d. § 16 BewG ist ein etwa
gem. § 198 BewG (siehe dazu § 8 Rdn 102 ff.) gutachterlich ermittelter niedrigerer
gemeiner Wert, Bezugsgröße ist allein der im standardisierten Bewertungsverfah-
ren ermittelte steuerliche Wert (siehe dazu § 8 Rdn 21 ff.).

c) Berücksichtigung später eintretender Umstände

Grundsätzlich finden später eintretende Umstände (insbesondere ein erheblich
vor der Lebenserwartung des Berechtigten eintretender Todesfall) keine Berück-
sichtigung. Zu beachten ist allerdings in allen Fällen der lebzeitigen Übertragung
unter Nutzungs-, Duldungs- und Leistungsvorbehalten die Regelung des § 14
Abs. 2 S. 1 BewG. Der Regelung liegt der Gedanke zugrunde, dass die Berech-
nung von auf Lebenszeit vereinbarten Rechten – neben Renten gilt die Regelung
auch für den Nießbrauch12 – auf Grundlage der durchschnittlichen Lebenserwar-
tung zu unzutreffenden Ergebnissen führt, wenn die tatsächliche Dauer signifi-
kant durch einen „unerwartet“ frühen Tod des Berechtigten abweicht. Es kommt
in diesen Fällen von Amts wegen, § 14 Abs. 2 S. 3 BewG, zu einer nachträgli-
chen Berichtigung der Bewertung des Rechts und damit u.U. zur Erhöhung
der Schenkungsteuer (Nachversteuerung).

Nicht nur bei der Ermittlung des Kapitalwerts von Nutzungs- und Duldungsauf-
lagen, sondern auch bei Leistungsauflagen ist eine Kürzung nach § 14 Abs. 2
BewG vorzunehmen.13 Dies gilt insbesondere für die Vereinbarung eine Leibrente
im Zusammenhang mit einer Überlassung (siehe Rdn 78 ff.).

Hinweis

Der steuerpflichtige Beschenkte (also der durch den Wegfall der Belastung
Bereicherte) ist verpflichtet, das vorzeitige Versterben beim Finanzamt anzu-
zeigen.14

§ 14 Abs. 2 S. 1 BewG sieht eine Staffelung vor: Je älter der Berechtigte zum
Zeitpunkt der Bestellung des Rechts ist, desto kürzer ist die notwendige „Überle-
bensdauer“ des Berechtigten. Überlässt beispielsweise ein 50-jähriger Vater im
Jahr 2017 eine Immobilie unter Nießbrauchsvorbehalt an seine Kinder und ver-
stirbt (schon) innerhalb von sieben Jahren, wird der Kapitalwert des Nießbrauchs
und damit der Abzugsposten im Rahmen der Schenkungsbesteuerung auf die
tatsächliche Laufzeit reduziert. Ist der Vater bei der Überlassung 80 Jahre alt,
kommt es bei einem Versterben innerhalb von drei Jahren zur Berichtigung.
Eine Korrektur dieser Staffelung mit Rücksicht auf etwaige Ungenauigkeiten im

12 Koordinierter Ländererlass v. 25.6.2009, BStBl I, 713, Abschnitt 42 V.
13 BFH v. 21.8.2024 – II R 11/21, DStR 2024, 275.
14 Mayer/Geck, Der Übergabevertrag, § 17 Rn 83.
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Spannungsfeld zwischen tatsächlicher und statistischer Lebenserwartung kommt
nicht in Betracht.15

Wirkt sich die Berichtigung zugunsten des Steuerpflichtigen aus, insbesondere
wenn ein Nutzungsrecht oder eine Leistung erbschaft- oder schenkungsteuer-
pflichtig zugewendet wird, erfolgt die Korrektur nur auf Antrag, § 14 Abs. 2 S. 1
BewG. Der Antrag ist bis zum Ablauf des Jahres zu stellen, das auf den Eintritt
der Bedingung folgt, § 14 Abs. 2 S. 2 i.V.m. § 5 Abs. 2 S. 2 BewG.

d) Selbstnutzung durch den Erwerber beim Vorbehaltsnießbrauch

Nutzt der Erwerber bzw. mit dem Nießbrauch belastete Eigentümer die Immobi-
lie selbst, ist zu differenzieren:
– Besteht (bereits vor der Überlassung) ein Mietverhältnis mit dem Erwerber,

kann der Nießbrauch im Rahmen der Schenkungsteuer erwerbsmindernd in
Abzug gebracht werden. Ertragsteuerlich ändert sich grundsätzlich nichts
(siehe Rdn 98 ff.).

– Nutzt der Erwerber die belastete Immobilie unentgeltlich zusammen mit dem
Schenker, kann der Nießbrauch im Rahmen der Schenkungsteuer erwerbsmin-
dernd in Abzug gebracht werden. Es stellt sich dann die Frage nach einer
schenkungsteuerpflichtigen Wohnleihe, wobei eine Steuerpflicht bei einer Mit-
benutzung zu verneinen ist (siehe § 14 Rdn 5).

– Nutzt der Erwerber die die belastete Immobilie unentgeltlich alleine (der
Schenker wohnt in einer anderen Immobilie), kann der Nießbrauch im Rah-
men der Schenkungsteuer erwerbsmindernd in Abzug gebracht werden. Aller-
dings liegt dann eine weitere Schenkung vor. Gegenstand dieser Schenkung
ist die unentgeltliche Unterlassung der Ausübung des Nießbrauchsrechts
durch den Nießbrauchsberechtigten zugunsten des Nießbrauchsverpflichte-
ten. Da die Ausübung des Nießbrauchsrechts zwar auf unbestimmte Dauer
(unentgeltlich) überlassen wird, allerdings auch durch die Lebenszeit einer
Person begrenzt wird,16 ist bei der Bewertung gem. § 13 Abs. 2 BewG nicht
der Vervielfältiger von 9,3, sondern (wie bei der Berechnung der Erwerbsmin-
derungen) nach § 14 BewG (siehe Rdn 10) maßgebend. Denn die Unterlassung
der Ausübung des Nießbrauchsrechts endet – wie der Nießbrauch – zwingend
mit dem Versterben des Berechtigten.

Hinweis

Ein Vorbehaltsnießbrauch ist bei unentgeltlicher Alleinnutzung durch den
Beschenkten schenkungsteuerlich neutral.

15 BFH v. 17.5.2023 – II B 82/22, BFH/NV 2023, 954.
16 BFH v. 28.11.1969 – III R 61/66, BStBl II 1970, 171.


